

            [image: ]
        

    
Flüchtlingskrise - Teil II

Flüchtlingskrise: Das Schlagwort der Regierung. Teil
II

Kohlepfennig, Soli und EEG-Umlage: bleiben sie?

 

Wie weit wollen unsere Regierungsvertreter es noch treiben?
Vergaßen sie, das sie nach dem Wegfall der Mauer 1989 aus der
gesetzlichen Rentenkasse zu Zwecken, die mit der Rente – auch der
hinzukommenden DDR´ler – absolut nichts zu tun hatte,
Milliardenbeträge entnommen haben? Sie benennen sie
„Fremdleistungen“ bzw. „nicht beitragsgedeckte Leistungen“. Ja, und
praktisch für sie: Niemand ihrer Gilde hat und hielt es bis heute
für nötig, eine Rückzahlung in Betracht zu ziehen. Über 600
Milliarden Euro wurden von 1957 bis 2011 laut der „Teufel-Tabelle“
aus den Beiträgen der Rentenversicherten für den Staatshaushalt
zweckentfremdet, so steht es in den Erklärungen unter Punkt 3 der
Rentenreform-alternative von versicherungsfremden Leistungen. Das
zur Folge hat, dass unser individuelles Rentenniveau seit 1977 um
35 bis 50 Prozent abgesenkt wurde. Das Schneeballsystem „Deutsche
Rente“ funktioniert für die verantwortlichen unserer Rente
hervorragend: sie können sie Jahr für Jahr um immense Summen
reduzieren und den Bundesbürgern mit geschönten Worten als
unabdingbar zur Rettung ihrer Rente bekannt geben. Was sagt der
Bürger dazu? Er wird nicht gefragt, er muss nur zahlen, mit der
Aussicht bei Erreichen des Rentenalters (67) nicht leben noch
sterben zu können. Heute schon leben viele nur noch, da sie den
Gang zur „Tafel“ kennen. (Quelle:
rentenreform-alternativen.de/versichfremd - unter Pkt. 3). Nicht
redend die fünf Millionen DM, die unser Staat an den Amerikaner im
Golfkrieg zur Unterstützung zu viel zahlten: wieso holt sich unser
Staat dieses Geld nicht zurück? Weil fünf Millionen DM in
umgerechnete zweieinhalb Millionen Euro heutzutage keine
Nennenswerte Summe mehr darstellen? Für sie! Eine Summe, die
rückgeführt in die Rentenkasse den vielen Kleinrentnern unseres
Landes gut tun würde. Beziehungsweise gebt sie in die Altenheime
der normalen Bevölkerung – nicht in die der Kunden dicker
Bankkonten; in soziale Einrichtungen wie das Kindermissionswerk,
SOS-Kinderdörfer, die Tafel und, und, und.... Hört man die
Volksvertreter argumentieren „das wäre eh nur ein Tropfen auf den
heißen Stein“, dann sollte sich ein jeder an die Eisbär-Aktion
(Teil I, Seite 6) erinnern. Wollte man den am 1. Juli 1991
eingeführten Soli vorerst nur für ein Jahr zur Finanzierung des
Golfkriegs nutzen, kam die Regierung bald auf den Geschmack: das ist leicht verdientes Geld.
Eine von ihnen ausgedachte Begründung der Beibehaltung verursachte
ihnen wohl keine großen Kopfschmerzen. Immer neue Begründungen
folgten bis Angela Merkel in ihrem Video-Podcast für die
Beibehaltung des Solidaritätszuschlags nach dem Ende des Solidarpakts II über das
Jahr 2019 hinaus ihrem Volk stolz ihre Überzeugung zeigend, dies
verkündete. Immerhin ist der Soli eine direkte Steuer und steht dem
Bund zu. Allein bis zum Jahr 2012 betrug das Aufkommen 13.624
Milliarden Euro. Wer heute eine Wette darauf abschließt, der Soli
wird danach durch das Bundesverfassungsgericht mit gleicher
Erkenntnis aberkannt werden - wie auch der Kohlepfennig, der
rechtswidrig als Preisaufschlag auf die Strompreise zur
Finanzierung des Steinkohleabbaus von 1974
bis 1995 entrichtet und dann erst vom Bundesverfassungsgericht
 als verfassungswidrige 
 Sonderabgabe  anerkannt wurde -, der
sollte sich reichlich überlegen, welchem Wettbüro er sein durch
Fleiß verdientes Geld letztendlich überlässt. (Quelle: 
de.wikipedia.org/wiki/Solidaritätsprinzip). Um künftig
den Bundeshaushalt nicht durch hohe Finanzierungen für die
Stromerzeuger zu belasten, wurde 2010 die EEG-Umlage eingeführt.
Darunter versteht der Normalbürger nichts anderes, als das der
Kohlepfennig ungesetzlich abkassiert wurde – damals noch in einen
staatlichen Fond -, dann die (raffinierte) Änderung in den Soli und
nun die EEG-Umlage. Alle DREI bisher als ungesetzlich eingestuft,
blieb eine Jede bestehen und wurde an die Bevölkerung auch nicht
rückvergütet. Ein weit zurückliegendes Beispiel, einmal eingeführte
Geldquellen nicht abzuschaffen: Bundesfinanzminister Matthöfer gab
den Bundeshaushalt 1980 vor anwesenden Medienvertretern
aufschlussreich bekannt: „Der Kaiser führte die Sektsteuer für die
Marine ein, die jedoch soff ab. Der Kaiser lief weg und die
Sektsteuer blieb.“ Sie brachte dem Staat in dem Jahr
vierhundertzwanzig Millionen Mark ein. Gibt es einen Staat, der auf
sichere Einnahmen verzichtet, wenn er einmal Blut geleckt hat?
(Frankfurter Rundschau vom 09.07.1979).  Sekt und seine
Steuer: 1902: Einführung der Sektsteuer zur
Finanzierung der Kriegsflotte Kaiser Wilhelms II. Sie und ihn gibt
es nicht mehr= die Sektsteuer blieb uns! 1909: Die
Einführung der Staffelsteuer. Für eine Flasche Sekt die unter vier
Mark gehandelt wurde, betrug die Steuer eine Mark. Für eine
Flasche Sekt die über fünf Mark gehandelt wurde, betrug die Steuer
drei Mark. 1933: das NS-Regime hob die Sektsteuer
auf. Beginn des II. Weltkrieges Einführung eines
Kriegszuschlages von einer Reichsmark pro Flasche.
1941: Erhöhung auf drei Reichsmark. 1948:
Währungsreform und 1949 Gründung der Bundesrepublik
Deutschland: Wiederaufbausteuer von drei  Reichsmark je
Flasche. 1952: ab November Schaumweinsteuer von 1,00
DM je Flasche. 1956: Erhöhung auf 1,50 DM je Flasche.
1982: Erhöhung auf 2,00 DM je Flasche. - Spätestens
mit Einführung des Euro hoffte man mit dem Ende der Steuer auf
Sekt: Fehlanzeige! Heute: Je Flasche Sekt (0,75 l) zahlt der
Verbraucher einen Euro zwei Cent Sektsteuer. (Quelle:
Internetforen) Entspricht die Frage „Ist die Zukunft der
EEG-Umlage, weiter auf verfassungswidrigen Wegen?“ rechtlichen
Grundlagen? (Verfasser: Gerrit Manssen). Entgegen erheblicher
verfassungsrechtlicher Bedenken gegen die EEG-Umlage sollte der
Bundesbürger nicht erwarten, dass der Gesetzgeber das bisherige
System ändern wird. Ist es nicht bequem, die Energiewende ohne
zusätzliche Belastungen für den Bundeshaushalt zu finanzieren?
(Quelle: et Energiewirtschaftliche Tagesfragen, Verfasser Gerrit
Manssen). Vertraut auch nur ein Bürger der Bundesrepublik, das die
Regierung je die EEG-Umlage abschafft, geschweige die ungesetzlich
kassierten Summen aus der „Kohlepfennig“-Abgabe oder aber den
„Soli“ und die bisher einkassierten Euros der „EEG-Umlage“ – immer
als Ausgleichsabgabe deklariert - gutschreiben wird? Der
fiskalische Gewinn ist nachhaltig, da kommt nichts zurück. Wer
davon überzeugt ist, dem kann man nur raten „träum weiter!“ Wer
meint, die Kanzlerin ließ das neue Steinkohlekraftwerk zur
Sicherung, das Putin eines Tages den Gashahn zudreht, erbauen, ist
wirklich ein Träumer. Das ist es, was man sich von uns wünscht:
träumt weiter und lasst uns machen (sie meint allerdings ergänzend
dazu: wie wir wollen!“). Verbrauchen wir die eigene Steinkohle
nicht in vollem Umfang, dann müssen wir sie subventionieren,
entgegen allen anderen Aussagen; nicht mal annähernd wird dem Volk
die Wahrheit über dieses Projekt übermittelt. Existiert parallel
zur EEG-Umlage außer dem Kohlepfennig auch noch der Soli; nur
neuerlich versteckt in erhöhten Steuerabgaben? (Quelle:
Internetforen unter dem Suchbegriff „Kohlepfennig“, „Soli“ oder
„EEG-Umlage“).
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